
 

  

S 11 RA 219/00

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 4
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 11 RA 219/00
Datum 06.02.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 RA 67/01
Datum 08.08.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom 06.
Februar 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber den Wert des Rechts auf eine Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit. Streitig ist insbesondere eine BerÃ¼cksichtigung von in der
damaligen Tschechoslowakei zurÃ¼ckgelegter Beitragszeiten sowie von Zeiten
ohne BeschÃ¤ftigung im Beitrittsgebiet.

Die am â�¦1947 geborene KlÃ¤gerin ist slowakische StaatsbÃ¼rgerin. Vom
01.09.1963 bis 31.08.1966 besuchte sie das Gymnasium in L â�¦ M â�¦ und legte im
Schuljahr 1965/66 das Abitur ab. Vom 01.09.1966 bis 10.09.1977 (einschlieÃ�lich
Resturlaub ab 05.09.1977) war die KlÃ¤gerin mit kurzen Unterbrechungen in der
heutigen Slowakei berufstÃ¤tig und entrichtete nach ihren Angaben BeitrÃ¤ge zum
dortigen SozialversicherungstrÃ¤ger.
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Am 13.08.1977 heiratete sie R â�¦ Q â�¦ und siedelte am 01.09.1977 zu ihrem
Ehemann in die DDR nach P â�¦ um. Bereits am 06.09.1977 habe sie sich bei der
AuslÃ¤nderbehÃ¶rde in P â�¦ angemeldet und einen Antrag auf
Aufenthaltserlaubnis gestellt. Der rote Personalausweis fÃ¼r AuslÃ¤nder ist ihr am
07.08.1978 ausgehÃ¤ndigt worden.

Am â�¦1978 ist der eheliche Sohn in P â�¦ geboren.

Ab 05.05.1980 war die KlÃ¤gerin mit Unterbrechungen im Beitrittsgebiet
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Wegen der Erkrankung ihres Kindes gab sie
vorÃ¼bergehend in der Zeit vom 19.03.1981 bis 11.10.1981 ihre BerufstÃ¤tigkeit
auf und widmete sich der Pflege und Betreuung des Kindes.

Einen Antrag der KlÃ¤gerin auf berufliche Rehabilitierung wegen einer erzwungenen
BeschÃ¤ftigungslosigkeit fÃ¼r die Zeit ohne gÃ¼ltige Aufenthaltspapiere lehnte die
RehabilitierungsbehÃ¶rde ab. Die dagegen beim Verwaltungsgericht erhobene
Klage (5 K 2394/96) nahm die KlÃ¤gerin am 01.09.1998 zurÃ¼ck.

Auf den Antrag der weiterhin in Plauen lebenden KlÃ¤gerin gewÃ¤hrte ihr die
Beklagte mit Bescheid vom 15.11.1999 eine ab 01.06.1999 beginnende Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit mit einem monatlichen Zahlbetrag von 764,46 DM, der
sich ab 01.08.1999 auf 789,00 DM erhÃ¶hte. Eine BerÃ¼cksichtigung der in der
CSSR zurÃ¼ckgelegten BeschÃ¤ftigungszeiten vom 01.09.1966 bis 10.09.1977
lehnte die Beklagte ab, weil die persÃ¶nlichen Voraussetzungen des Â§ 1
Fremdrentengesetz (FRG) nicht gegeben seien (vgl. Anlage 10 des Bescheides).
Nach dem Versicherungsverlauf (Anlage 2 des Bescheides) erkannte die Beklagte
die Zeit der Schulausbildung der KlÃ¤gerin ab dem vollendeten 17. Lebensjahr bis
zum 31.08.1966 als Anrechnungszeit an. Ferner berÃ¼cksichtigte sie die Zeit vom
01.05.1978 bis 30.04.1979 als Pflichtbeitragszeit fÃ¼r Kindererziehung und
erkannte die Zeit vom 28.04.1978 bis 27.04.1988 als BerÃ¼cksichtigungszeit
wegen Kindererziehung an. Ohne BerÃ¼cksichtigung als Beitragszeit blieben die
Zeiten vom 06.09.1977 bis 30.04.1978, in der die KlÃ¤gerin nur Ã¼ber ein
Touristenvisum verfÃ¼gte, vom 01.05.1979 bis 04.05.1980, in der sie mangels
freien Kinderkrippenplatzes fÃ¼r den Sohn einer BerufstÃ¤tigkeit nicht nachgehen
konnte sowie vom 19.03.1981 bis 11.10.1981, wÃ¤hrend der die KlÃ¤gerin ihre
BerufstÃ¤tigkeit wegen Erkrankung und Pflege des Kindes unterbrach.

Mit ihrem Widerspruch machte die KlÃ¤gerin sowohl die BerÃ¼cksichtigung der in
der Slowakei zurÃ¼ckgelegten Zeiten als auch der Zeiten im Beitrittsgebiet ohne
BeschÃ¤ftigung geltend. Von der slowakischen Sozialversicherung sei ihr bestÃ¤tigt
worden, dass sie in der Slowakei keinen Anspruch auf Altersrente oder
Invalidenrente habe.

Nach aufklÃ¤rendem Schreiben vom 18.01.2000 wies die Beklagte den Widerspruch
mit Bescheid vom 04.05.2000 zurÃ¼ck. Die Zeiten im Beitrittsgebiet, in denen
keine BeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bt worden war, seien nicht als Pflichtbeitragszeiten
anzurechnen. Die vÃ¶lkerrechtlichen VertrÃ¤ge der ehemaligen DDR mit der
ehemaligen Tschechoslowakischen Republik Ã¼ber die Zusammenarbeit auf dem
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Gebiet des Sozialwesens seien nach der Verordnung der Bundesrepublik
Deutschland vom 18.12.1992 auf erstmalige RentenansprÃ¼che nach dem
31.12.1995 nicht mehr anzuwenden. Die in diesem Staat zurÃ¼ckgelegten
Beitrags- und BeschÃ¤ftigungszeiten kÃ¶nnten daher nach deutschen
Rechtsvorschriften nicht berÃ¼cksichtigt werden. Hinsichtlich der anderen Zeiten
bestehe keine Beitragsentrichtung zur Sozialversicherung der DDR.

Mit der am 19.05.2000 vor dem Sozialgericht Chemnitz erhobenen Klage verfolgte
die KlÃ¤gerin ihr Begehren zur BerÃ¼cksichtigung der streitigen Zeiten weiter. Sie
trug sinngemÃ¤Ã� vor, die in der CSSR zurÃ¼ckgelegten Zeiten seien bereits
deshalb anzuerkennen, weil sie aus den dort zurÃ¼ckgelegten Beitragszeiten mit
Entrichtung von BeitrÃ¤gen keine AnsprÃ¼che an die heutige Slowakei besitze.

Das Sozialgericht wies die Klage nach mÃ¼ndlicher Verhandlung mit Urteil vom
06.02.2001 ab. Der angegriffene Rentenbescheid sei nicht zu beanstanden. Die
Zeiten vom 01.09.1963 bis 05.09.1977 seien fÃ¼r die Ermittlung des Wertes des
Rechts auf ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente nicht zu berÃ¼cksichtigen. Die in der CSSR
zurÃ¼ckgelegten BeschÃ¤ftigungszeiten seien keine originÃ¤ren Beitragszeiten im
Sinne des Â§ 54 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Â§ 55 Abs. 1 Sechsten Buches Sozialgesetzbuch
(SGB VI) und diesen auch nicht gleichgestellt. Eine Pflicht der Beklagten zur
rentenwertsteigernden BerÃ¼cksichtigung der tschechoslowakischen
BeschÃ¤ftigungszeiten ergebe sich auch nicht aus dem Europarecht im weiteren
Sinne. Ein entsprechendes Sozialversicherungsabkommen zwischen den beiden
Staaten liege noch nicht vor. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne ihr Begehren auch nicht auf das
zwischen der Regierung der DDR und der Regierung der Tschechoslowakei
geschlossene Abkommen Ã¼ber die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
Sozialpolitik stÃ¼tzen. Das Bundessozialgericht (BSG) habe bereits in stÃ¤ndiger
Rechtssprechung zur Bewertung der zwischen der ehemaligen DDR und anderen
sozialistischen Staaten auf dem Gebiet der Sozialpolitik geschlossenen Abkommen
entschieden, dass diese Regierungsabkommen kein Bundesrecht geworden,
sondern als so genannte geschlossene Abkommen mit Ablauf des 02.10.1990
erloschen seien (vgl. SozR 3-8100 Art. 12 Nr. 1 sowie Nrn. 3 bis 6). Die DDR als
Staats- und VÃ¶lkerrechtssubjekt sei mit Ablauf des 02.10.1990 vollstÃ¤ndig und
ersatzlos untergegangen. Damit seien jedenfalls auch die vÃ¶lkerrechtlichen
VertrÃ¤ge der DDR erloschen, die nur die StaatsbÃ¼rger der Vertragspartner
erfassten. Die Bundesrepublik Deutschland (BRD) sei nicht im Wege der
Rechtsnachfolge anstelle der DDR Vertragspartner der Abkommen geworden. Ein
neuer Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Nachfolgestaaten
der Tschechoslowakei liege bislang nicht vor. Dennoch sei die Regierung der BRD
nicht gehindert gewesen, einseitig durch Bundesrecht jenen Versicherten
Vertrauens- und Bestandsschutz zu gewÃ¤hren. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne aber die
begehrte Rechtsfolge nicht aus dieser einseitigen Anordnung der Weitergeltung des
Sozialversicherungsabkommens herleiten, denn dieser vorÃ¼bergehende
Rechtszustand sei grundsÃ¤tzlich mit Ablauf des 31.12.1995 beendet worden. Da
das Recht der KlÃ¤gerin auf ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente nach dem SGB VI nach
diesem Stichtag entstanden sei, finde das durch die o.g. Rechtsverordnung
geschaffene Interimsrecht keine Anwendung. Auch die von der KlÃ¤gerin geltend
gemachten Zeiten nach der Ã�bersiedlung bis zur Geburt des Kindes seien weder
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originÃ¤ren Beitragszeiten im Sinne des SGB VI noch diesen gleichgestellt.
MÃ¶glicherweise kÃ¤me eine Anwendung der Vorschriften des Zweiten SED-
Unrechtsbereinigungsgesetzes in Betracht. Insoweit liege jedoch ein
rechtskrÃ¤ftiger Ablehnungsbescheid der zustÃ¤ndigen RehabilitierungsbehÃ¶rde
vor. Aber auch die Zeiten, in denen die KlÃ¤gerin wegen der Erkrankung des Kindes
bzw. eines fehlenden Krippenplatzes nicht berufstÃ¤tig gewesen sei, seien mangels
Entrichtung von BeitrÃ¤gen zur Rentenversicherung nicht als Beitragszeiten
anzuerkennen. Zutreffend habe die Beklagte diese Zeiten im Rahmen der
anerkannten BerÃ¼cksichtigungszeiten wegen Kindererziehung im Beitrittsgebiet
vom 01.04.1978 bis 30.04.1988 mit einbezogen.

Gegen das der KlÃ¤gerin mit Einschreiben vom 05.03.2001 zugestellte Urteil richtet
sich ihre am 23.03.2001 eingelegte Berufung, mit der sie ihr bisheriges Vorbringen
wiederholt. Der Beklagten habe sie einen Nachweis der Sozialversicherung in
PreÃ�burg (Slowakei) Ã¼bergeben, in der als Beitragszeiten, die Zeiten vom
01.09.1963 bis 10.09.1977 aufgefÃ¼hrt seien. FÃ¼r die von der Beklagten bereits
berÃ¼cksichtigten Zeiten vom 27.11.1964 bis 31.08.1966 mache sie keinen
Anspruch geltend.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom 06.02.2001 aufzuheben und die
Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 15.11.1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 04.05.2000 zu verurteilen, den Wert des Rechts auf
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente unter BerÃ¼cksichtigung der Zeiten vom 01.09.1963 bis
26.11.1964, vom 01.09.1966 bis 10.09.1977, vom 06.09.1977 bis 30.04.1978, vom
01.05.1979 bis 04.05.1980 und vom 19.03.1981 bis 11.10.1981 als Beitragszeiten
festzustellen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Eine Ã�nderung
kÃ¶nne nur durch ein noch ausstehendes Sozialversicherungsabkommen mit der
Slowakei erfolgen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird Bezug genommen auf den Inhalt der
Gerichtsakten aus beiden RechtszÃ¼gen und auf die beigezogene Verwaltungsakte,
die dem Senat vorlagen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Mit Zustimmung der Beteiligten konnte der Senat ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
durch Urteil entscheiden (Â§ 153 Abs. 1 i.V.m. Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz
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[SGG]).

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 144, 151, 153 Abs. 1
Sozialgerichtsgesetz [SGG]) ist zulÃ¤ssig, jedoch unbegrÃ¼ndet.

Mit Recht hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Ein Anspruch auf
rentenwertsteigernde BerÃ¼cksichtigung der von der KlÃ¤gerin geltend gemachten
Zeiten besteht nicht. Die streitigen ZeitrÃ¤ume erfÃ¼llen keinen Tatbestand einer
rentenrechtlichen Zeit im Sinne des Bundesrechts.

Zutreffend hat das Sozialgericht darauf hingewiesen, dass fÃ¼r eine
BerÃ¼cksichtigung der in der frÃ¼heren Tschechoslowakei zurÃ¼ckgelegten
Ausbildungs- und BeschÃ¤ftigungszeiten im Rahmen der deutschen
Rentenversicherung eine Rechtsgrundlage nicht besteht. Ein
Sozialversicherungsabkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Slowakei liegt noch nicht vor. Auch aus dem Abkommen zwischen der Regierung
der DDR und der Regierung der Tschechischen Republik Ã¼ber die
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Sozialpolitik vom 11.09.1956 (GBl. I 1957 S.
393), dessen Geltungsgrund mit dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik
Deutschland entfallen ist, kann die KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf
BerÃ¼cksichtigung der noch streitigen Zeit der Schulausbildung vom 01.09.1963
bis 26.11.1964 sowie der BeschÃ¤ftigungszeiten vom 01.09.1966 bis 10.09.1977
herleiten (vgl. nur BSG, Urteil vom 27.01.1999 â�� B 4 RA 29/98 R â�� m.w.N.).

Aber auch fÃ¼r die Ã¼brigen nach der Ã�bersiedlung zu ihrem Ehemann in die
frÃ¼here DDR von der KlÃ¤gerin geltend gemachten Zeiten vom 06.09.1977 bis
30.04.1978, vom 01.05.1979 bis 04.05.1980 und vom 19.03.1981 bis 11.10.1981
kommt eine weitere rentenrechtliche BerÃ¼cksichtigung nicht in Betracht. Eine
Beitragszeit i.S. von Â§ 54 Abs. 1 i.V.m. Â§ 55 SGB VI scheidet aus, weil die
KlÃ¤gerin in den fraglichen Zeiten nach Bundesrecht weder PflichtbeitrÃ¤ge noch
freiwillige BeitrÃ¤ge tatsÃ¤chlich gezahlt hat. Ebenso kommt eine Anwendung des 
Â§ 248 Abs. 3 Satz 1 SGB VI nicht in Betracht, weil in den streitigen ZeitrÃ¤umen
auch im Beitrittsgebiet nach den vor dem Inkrafttreten von Bundesrecht geltenden
Rechtsvorschriften keine BeitrÃ¤ge zum dortigen System der gesetzlichen
Rentenversicherung gezahlt worden sind.

Soweit die KlÃ¤gerin meint, in der Zeit vom 06.09.1977 bis 30.04.1978 sei sie
aufgrund rechtsstaatswidriger VerfolgungsmaÃ�nahmen gehindert gewesen, eine
berufliche TÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben, fÃ¼hrt diese ErklÃ¤rung gegenÃ¼ber dem
RentenversicherungstrÃ¤ger noch nicht zu einer anderen Bewertung der streitigen
Zeiten. Zwar besteht nach dem als Art. 2 des Zweiten SED-
Unrechtsbereinigungsgesetzes vom 23.06.1994 (BGBl. I S. 1311) am 01.07.1994 in
Kraft getretenen "Gesetz Ã¼ber den Ausgleich beruflicher Benachteiligung fÃ¼r
Opfer politischer Verfolgung im Beitrittsgebiet" (Berufliches Rehabilitierungsgesetz
â�� BerRehaG) ein Anspruch auf Ausgleichsleistungen und damit auch auf
rentenrechtliche Wiedergutmachung von VerfolgungsschÃ¤den, wenn die Folgen
einer beruflichen Benachteiligung noch andauern. Zur DurchfÃ¼hrung dieses
Nachteilsausgleichs in der Rentenversicherung hat die RehabilitierungsbehÃ¶rde
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auf Antrag jedoch die Verfolgteneigenschaft festzustellen und eine
Rehabilitierungsbescheinigung zu erteilen (Â§ 17 Abs. 1 BerRehaG). Diese enthÃ¤lt
ferner weitere fÃ¼r die Feststellung des Rentenanspruchs notwendige Angaben,
wie Beginn und Ende der Verfolgungszeit, Angaben Ã¼ber die BeschÃ¤ftigung oder
selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit, die ohne die Verfolgung ausgeÃ¼bt worden wÃ¤re,
einschlieÃ�lich Angaben Ã¼ber die zuzuordnende Leistungs- und
Qualifikationsgruppe. Nach Â§ 22 Abs. 3 BerRehaG sind die zur AusfÃ¼hrung des
Zweiten bis Vierten Abschnittes des BerRehaG zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden an die in
der Bescheinigung der RehabilitierungsbehÃ¶rde enthaltenen Feststellungen
gebunden. Eine solche Rehabilitierungsbescheinigung hat die KlÃ¤gerin der
Beklagten nicht vorgelegt. Nach dem Vortrag der KlÃ¤gerin ist ein solcher Anspruch
nach dem beruflichen Rehabilitierungsgesetz von der RehabilitierungsbehÃ¶rde
offensichtlich rechtskrÃ¤ftig abgelehnt worden. Der KlÃ¤gerin steht damit keine
rechtliche Grundlage zur Seite, nach der eine Einbeziehung der Zeit vom
06.09.1977 bis 30.04.1978 in die Ermittlung des Wertes des Rechts auf
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente mÃ¶glich wÃ¤re. Sofern die KlÃ¤gerin eine Feststellung
der Verfolgteneigenschaft bei der dafÃ¼r zustÃ¤ndigen BehÃ¶rde erstreiten kann,
ist es ihr unbenommen, bei der Beklagten einen Neubescheidungsantrag zu stellen.

SchlieÃ�lich sind auch die von der KlÃ¤gerin begehrten Zeiten vom 01.05.1979 bis
04.05.1980 und vom 19.03.1981 bis 11.10.1981, in denen sie als Hausfrau und
Mutter eine BerufstÃ¤tigkeit nicht ausgeÃ¼bt und sich der Pflege und Erziehung
des gemeinsamen Kindes gewidmet hat, nicht als Beitragszeiten anzuerkennen.
Insoweit handelt es sich um Zeiten der Kindererziehung nach Vollendung des ersten
Lebensjahres des Kindes. FÃ¼r diese ZeitrÃ¤ume hat die KlÃ¤gerin ebenfalls keine
BeitrÃ¤ge zur Sozialversicherung der DDR abgefÃ¼hrt. Hierbei kommt es nicht
darauf an, ob eine BerufstÃ¤tigkeit in Ermangelung eines Krippenplatzes oder
wegen der Erkrankung des Kindes nicht ausgeÃ¼bt werden konnte.
Ausschlaggebend ist allein, ob BeitrÃ¤ge zur Rentenversicherung gezahlt worden
sind. Die Beklagte hat aber die hier von der KlÃ¤gerin geltend gemachten Zeiten im
Rahmen der BerÃ¼cksichtigungszeiten wegen Kindererziehung (vom 01.04.1978
bis 30.04.1988) anerkannt und in die Gesamtleistungsbewertung einbezogen. Dem
Senat ist deshalb nicht ersichtlich, inwieweit die KlÃ¤gerin mit dieser Regelung
beschwert ist. Vielmehr wird sie wie alle Ã¼brigen Versicherten behandelt, die
wegen der Betreuung und Erziehung ihrer Kinder eine BerufstÃ¤tigkeit auch nach
dem ersten Lebensjahr des Kindes nicht ausgeÃ¼bt haben oder nicht ausÃ¼ben
konnten.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 SGG).

Erstellt am: 13.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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